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Merkmale »guter« Ausbilder: 

 

 
Der Ausbildende 

Als Ausbildende werden sowohl der Ausbildungsbetrieb als auch die Personen, die ihn vertreten 
(i. d. R. der Ausbildungsleiter) und die Auszubildende zum Zweck der beruflichen Ausbildung ein-
stellen und ausbilden, bezeichnet. In ihrer Eigenschaft als Vertragspartner des Auszubildenden 
übernehmen Ausbildende Verantwortung für die ordnungsgemäße Erfüllung der Vertragsinhalte. 
Ausbildender kann eine natürliche oder auch eine juristische Person (z. B. AG oder GmbH) sein. 

Zum Aufgabenbereich der Ausbildenden zählt vor allem organisatorische Arbeit (z. B. Auswahl 
der Auszubildenden, Kündigung, Erstellung des betrieblichen Ausbildungsplans oder des be-
trieblichen Zeugnisses). 

Ferner hat der Ausbildende folgende Aufgaben bzw. Pflichten: 

•  Die Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstung für die Auszubildenden. 
•  Die Benennung weisungsberechtigter Personen. 
•  Er überträgt Aufgaben und Pflichten auf die Ausbilder. 
•  Lediglich die Übertragung von dem Ausbildungszweck dienenden Aufgaben. 
•  Die Auszubildenden charakterlich zu fördern und sie körperlich und sittlich nicht zu gefährden. 
•  Den Auszubildenden den Berufsschulbesuch zu ermöglichen. 
•  Die Ausbilder der zuständigen Stelle zu melden. 

Zur Durchführung der Ausbildung sind Ausbildende oftmals selbst Ausbilder oder setzen fachlich 
und persönlich geeignete Ausbilder zu ihrer Unterstützung ein. Fachlich geeignet müssen Ausbil-
dende nicht sein, denn dafür wählen sie Ausbilder aus. 
 
Zusammenhang Ausbilder und Ausbildender  

Der Gesetzgeber schreibt für Ausbilder die Kompetenz zum Planen, Durchführen und Kontrollie-
ren der Ausbildung vor. Ausbilder ist derjenige, der verantwortlich vor Ort ausbildet. Dies kann 
sowohl der Ausbildende (Unternehmer oder Ausbildungsleiter) selbst sein, oder es können Mitar-
beiter (Ausbilder) damit beauftragt werden.  

Pädagogisches Geschick
Fachkompetenz
Fähigkeiten
Fertigkeiten
Wissensvermittlung
Rechtssicherheit
Fachliche Eignung
Jugendkunde
Lernprozessbegleiter
Lernberater

Kommunikation
Teamfähigkeit
Verantwortung
Empathie
Zuverlässigkeit
Freundlichkeit
Intuition
Persönliche Eignung
Flexibilität
Erfahrung
Kompetenz zur Integration
und Inklusion

Planung
Organisation
Zielsetzung
Sorgfalt

Engagement
Motivationsgeschick
Selbstsicherheit
Gelassenheit
Ruhige Ausstrahlung
Engagement
Gleichbehandlung

Berufserfahrung als Basis
Flexibilität
Konsequenz
Zielorientierte Begleitung
Vorbildfunktion
Selbstsicheres Auftreten

Was macht einen guten Ausbilder aus?
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Zu den Erwartungen, die Ausbilder im Umgang mit Auszubildenden erfüllen müssen, zählen 

•  über Sozialkompetenzen zu verfügen, um Auszubildende führen und anleiten zu können. 
•  die Bereitschaft, sich ständig auf fachlichen und berufspädagogischen Gebieten weiterzu -

bilden. 
•  Ausbildungsmethoden und -medien zielgruppengerecht auszuwählen und einsetzen zu können. 

Neben der pädagogischen Arbeit des Ausbilders zählen zu seinen Hauptaufgaben der Kontakt 
mit allen anderen an der Ausbildung beteiligten Personen und Stellen. Hauptamtliche Ausbilder 
sind Personen, die laut Arbeitsvertrag ausschließlich mit Ausbildungsaufgaben befasst sind. Die 
allermeisten Ausbilder haben einen festgelegten fachlichen Aufgabenbereich, der um die Ausbil-
dungstätigkeit erweitert wird und für den erst einmal Zeit investiert werden muss. Ausbildern 
kommt eine Schlüsselrolle in der Ausbildung zu.  

Während Ausbildende und Ausbilder die persönliche Eignung gleichermaßen besitzen müssen, 
muss nur derjenige fachlich geeignet sein, der tatsächlich ausbildet (Ausbilder). Delegiert der 
Ausbildende die Ausbildung, so muss nur der Ausbilder fachlich geeignet sein. Bevor der Aus -
bilder allerdings aktiv werden kann, hat der Ausbildende für ihn eine Ausbilderkarte bei der  
zuständigen Stelle zu beantragen. 
 

Die Ausbildenden Fachkräfte/Ausbildungsbeauftragten  

Ausbildende Fachkräfte sind alle Personen, die im Betrieb den Ausbilder unterstützen und unter 
dessen Verantwortung arbeiten. Sie benötigen dafür keine ausgewiesene formale Qualifikation 
(z. B. Ausbildereignungsprüfung) und sind Erfüllungsgehilfen des Ausbilders. 

Für Ausbildende Fachkräfte gilt, dass sie 

•  über ausreichend Berufserfahrung und elementare pädagogische Fähigkeiten verfügen müssen. 
•  persönlich geeignet sein müssen. 
•  fachlich für das Aufgabengebiet geeignet sein müssen bzw. über die für die Vermittlung der Aus-

bildungsinhalte erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. 
•  Interesse an der Ausbildung junger Menschen haben müssen. 

Ausbildende Fachkräfte können gefördert und gefordert werden, indem man  

•  ihnen Unterstützung bei der Vermittlung von Lerninhalten bietet. 
•  ihnen bei der Planung, Durchführung und Kontrolle der Ausbildung in ihrer Abteilung Unterstüt-

zung anbietet. 
•  ihnen die Teilnahme an Ausbilderseminaren und -workshops ermöglicht. 

Bezogen auf die an der Ausbildung Mitwirkenden gilt: 

•  Der Ausbilder ist Erfüllungsgehilfe des Ausbildenden. 
•  Der Ausbildende muss nur persönlich geeignet sein. 
•  Ausbilder – und auch Ausbildende Fachkräfte – sollen gemäß ihrer Vorbildrolle, gegenüber den 

Auszubildenden entsprechend auftreten. 
•  Ausbilder und Ausbildende Fachkräfte müssen über ausgeprägte Fachkenntnisse und Füh-

rungskompetenzen verfügen. 
•  Die Ausbildertätigkeit ist unter Auflagen gestattet. 
•  Der Gesetzgeber lässt auch Ausnahmeregelungen (bspw. aufgrund langjähriger Berufserfah-

rung) für die Tätigkeit als Ausbilder zu. 
•  Ausbilder benötigen eine persönliche Eignung, darüber hinaus müssen sie die notwendigen 

beruflichen sowie berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitzen. 
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Anmerkungen zur Eintragung: 

Zu Punkt A:    Die Ausbildungsdauer legen die Vertragspartner gemeinsam fest. Die Ausbildungs-
ordnung gibt hierzu Vorgaben. Zu beachten sind verbindliche und frei zu verein- 
barende Verkürzungen. 

Zu Punkt B:    Die Probezeit ist innerhalb der Vorgaben des BBiG (ein bis vier Monate) frei 
vereinbar. 

Zu Punkt C:    Festlegung des/der festen Ausbildungsortes/Ausbildungsstätte.   

Zu Punkt D:    Festlegung von Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte. 

Zu Punkt E:    Festlegung der monatlichen Ausbildungsvergütung (brutto), die angemessen sein 
muss und jährlich zu steigen hat.  

Zu Punkt F:    Festlegung der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit. Hierbei erfolgt eine Orientie-
rung an Betriebsvereinbarungen, Tarifverträgen, Jugendarbeitsschutzgesetz oder 
Arbeitszeitgesetz. 

Zu Punkt G:    Urlaubsanspruch. Hierbei gilt es Werk- und Arbeitstage zu unterscheiden. 

Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder Feiertage sind (also Montag bis 
Samstag). Eine Arbeitswoche hat dementsprechend sechs Werktage. Im Bundesurlaubsgesetz 
und im Jugendarbeitschutzgesetz ist ausschließlich von Werktagen die Rede. Wegen der i. d. R. 
vorliegenden Fünf-Tage-Woche mit fünf Arbeitstagen muss von Werktagen in Arbeitstage um- 
gerechnet werden. Arbeitstage sind die Tage von Montag bis Freitag. Um von Werktagen in 
Arbeitstage umzurechnen, muss man die Werktage um ein Sechstel kürzen und dann auf volle 
Tage aufrunden. 

Ist der Auszubildende minderjährig, gilt es – sofern es keine Vorgaben durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung gibt – in erster Linie das Jugendarbeitsschutzgesetz, aber auch das 
Bundesurlaubsgesetz (Teilurlaub) zu beachten. 

 

 
Ist der Auszubildende volljährig, gilt es – sofern es keine Vorgaben durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung gibt – das Bundesurlaubsgesetz zu beachten. Generell gilt: Der Urlaub soll 
in den Berufsschulferien gewährt werden. Bei Urlaub außerhalb der Berufsschulferien ist der Be-
rufsschultag nicht auf den Urlaub anzurechnen. 

 

 

§ 19 Jugendarbeitsschutzgesetz: Urlaub 
(1) »Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für jedes Kalenderjahr einen bezahlten Erholungsurlaub zu gewäh-
ren. 

(2) Der Urlaub beträgt jährlich 

     1. mindestens 30 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 16 Jahre 
alt ist, 

     2. mindestens 27 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 17 Jahre 
alt ist, 

     3. mindestens 25 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 18 Jahre 
alt ist. 

(3) Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien gegeben werden. Soweit er nicht in  
den Berufsschulferien gegeben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule während des 
Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren.«

§ 3 Bundesurlaubsgesetz: Dauer des Urlaubs 
(1) »Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werktage. 

(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonntage oder gesetzliche Feiertage sind.«
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•  Bezogen auf das erste Ausbildungsjahr gilt: Hier wird der Urlaub anteilig (für die Monate ab 
dem Ausbildungsbeginn bis zum Jahresende) berechnet (Teilurlaub). 

•  Anteilige Urlaubstage werden kaufmännisch gerundet. 
•  Bezogen auf das letzte Ausbildungsjahr gilt: Bei einem Ausbildungsverhältnis, welches nach 

dem 30.6. endet (also in der zweiten Jahreshälfte), wird der Urlaubsanspruch nicht gezwölftelt. 
Es ist im letzten Aus bildungsjahr mindestens der volle gesetzliche Mindesturlaub nach den  
Bestimmungen des Bundesurlaubsgesetzes oder des Jugendarbeitsschutzgesetzes zu gewäh-
ren. Endet die Ausbildung vor diesem Termin, wird der Urlaub nach Monaten anteilig gewährt. 

    

 
•  Als Ausbilder hat man darauf zu achten, dass die Auszubildenden ihren Urlaub in der berufs-

schulfreien Zeit nehmen. 
•  Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr genommen werden. 
•  Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Berufsaus -

bildungsverhältnisses erworben. 
•  Bezogen auf einige Aspekte des Urlaubs gilt auch für jugendliche Auszubildenden ergänzend 

das Bundesurlaubsgesetz. 
Hier eine Übersicht und Umrechnungstabelle: 

 

 
Eine Übung zur Berechnung des Mindesturlaubs des Auszubildenden: 
Der Auszubildende ist am 31.03.2008 geboren. Seine Ausbildung dauert vom 01.08.2024 bis zum  
31.08.2028. Am 10.05.2024 gilt es, seine Urlaubstage in Werktagen für die Ausbildungszeit  
zu berechnen. Der Betrieb ist nicht tarifgebunden. 

 

 
Anmerkungen: 
•  Für den Urlaub der Jahre 2024–2026 gilt das JArbSchG, ab 2027 das BUrlG, da der Auszubil-

dende am 01.01.2027 bereits das 18. Lebensjahr vollendet hat. 
•  Für die Jahre 2024 und 2028 ist die Zwölfteilung (Teilurlaub) anzuwenden (BUrlG § 5 (2)). 
•  Zu Beginn der Kalenderjahre 2024–2026 ist er 15, 16 bzw. 17 Jahre alt. 
•  2027 stehen dem Auszubildenden nach BUrlG 24 Tage zu. 
•  2028 stehen dem Auszubildenden anteilig zwei Tage zu, weil er nur einen Monat im Betrieb ist. 

1.2.5.4    Rechte und Pflichten der Vertragspartner 
Aus dem Vertragsverhältnis bzw. aus dem BBiG ergeben sich eine Reihe von Rechten und 
Pflichten für beide Vertragspartner.

   Beginn des Ausbildungsverhältnisses: 

   Vor dem 1. Juli                              = voller Urlaubsanspruch 

   Am ersten Juli oder später            = anteiliger Urlaubsanspruch 

   Ende des Ausbildungsverhältnisses: 

   Bis einschließlich 30. Juni             = anteiliger Urlaubsanspruch 

   Nach dem 30. Juni                        = voller Urlaubsanspruch 

   Alter des Auszubildenden zum 1.1. des Kalenderjahres                            Werktage              Arbeitstage 

   15 (Jugendarbeitsschutzgesetz)                                                                      30                           25 

   16 (JArbSchG)                                                                                                 27                           23 

   17 (JArbSchG)                                                                                                 25                           21 

   18 (Bundesurlaubsgesetz)                                                                              24                           20

    Jahr      Werktage      Jahr      Werktage      Jahr      Werktage      Jahr      Werktage      Jahr      Werktage 

   2024            13            2025            27            2026            25            2027            24            2028             2
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Das BBiG regelt zunächst die Pflichten der Auszubildenden: 

 

 
Aus § 4 des Ausbildungsvertragsmusters ergeben sich für den Auszubildenden ergänzende Pflichten.  

Hierzu zählen: 

•  Lernpflicht 

•  Betriebsgeheimnisse zu wahren. Vorgaben zur Einhaltung von Datengeheimnissen finden 
sich: Im Berufsbildungsgesetz und Ausbildungsvertrag 

•  Anweisungen des Ausbildungspersonals Folge zu leisten 

•  Aufräumarbeiten zu erledigen 

•  Führung von schriftlichen Ausbildungsnachweisen 

•  Benachrichtigung bei Fernbleiben von der betrieblichen Ausbildung, vom Berufsschulunterricht 
oder von sonstigen Ausbildungsveranstaltungen 

•  Ärztliche Untersuchungen vornehmen zu lassen, sofern das JArbSchG diese vorschreibt 

Zu seinen Pflichten zählen nicht Hilfsdienste, wie private Einkäufe für Mitarbeiter zu erledigen. 
Kaffeekochen durch Auszubildende ist nur erlaubt, wenn auch die anderen Mitarbeiter abwech-
selnd diese Aufgabe übernehmen. Reinigungsarbeiten als Ersatz für die verhinderte Reinigungs-
firma dienen nicht dem Ausbildungszweck und sind nicht erlaubt. Der Auszubildende muss gene-
rell keine ausbildungsfremden Arbeiten verrichten. 

Auch die Pflichten des Ausbildenden sind im BBiG geregelt: 

 

§ 13 Verhalten während der Berufsausbildung 
»Auszubildende haben sich zu bemühen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erwerben, die zum Errei-
chen des Ausbildungsziels erforderlich ist. Sie sind insbesondere verpflichtet, 

1. die ihnen im Rahmen ihrer Berufsausbildung aufgetragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen, 
2. an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die sie nach § 15 freigestellt werden, 
3. den Weisungen zu folgen, die ihnen im Rahmen der Berufsausbildung von Ausbildenden, von Ausbildern 

oder Ausbilderinnen oder von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden, 
4. die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten, 
5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln, 
6. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren, 
7. einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis zu führen,  
8. den Empfang der Vertragsabfassung zu bestätigen.«

§ 14 Berufsausbildung 
(1) »Ausbildende haben  
     1. dafür zu sorgen, dass den Auszubildenden die berufliche Handlungsfähigkeit vermittelt wird, die zum 

Erreichen des Ausbildungsziels erforderlich ist, und die Berufsausbildung in einer durch ihren Zweck 
gebotenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das Ausbil-
dungsziel in der vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann, 

     2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder oder eine Ausbilderin ausdrücklich damit zu beauftragen, 
     3. Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge, Werkstoffe und Fachlite-

ratur zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Ab-
schlussprüfungen, auch soweit solche nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses stattfin-
den, erforderlich sind; die für das digitale mobile Ausbilden nach § 28 Absatz 2 Satz 2 zusätzlich erfor-
derliche Hard- und Software sind für die Auszubildenden kostenlos zur Verfügung zu stellen, 

     4. Auszubildende zum Besuch der Berufsschule anzuhalten, 
     5. dafür zu sorgen, dass Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körperlich nicht ge-

fährdet werden. 
(2) Ausbildende haben Auszubildende zum Führen der Ausbildungsnachweise nach § 13 Satz 2 Nummer 7 
anzuhalten und diese regelmäßig durchzusehen. Den Auszubildenden ist Gelegenheit zu geben, den Aus-
bildungsnachweis am Arbeitsplatz zu führen. 
(3) Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren 
körperlichen Kräften angemessen sind.«
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Vor dem Hintergrund, dass den Auszubildenden die berufliche Handlungsfähigkeit zu vermitteln 
ist, ist Kurzarbeit in der Ausbildung zu vermeiden und i.d.R. kann in der Ausbildung keine Kurz-
arbeit angeordnet werden. Der Ausbildende ist dazu verpflichtet, alle Mittel auszuschöpfen, um 
die Ausbildung weiter zu gewährleisten. 

Hierbei bieten sich folgende Maßnahmen an: 

•  Umstellung des Ausbildungsplans durch Vorziehen anderer Inhalte. 
•  Versetzung des Azubis in eine andere Abteilung/Niederlassung. 
•  Durchführung besonderer Ausbildungsveranstaltungen. 

Erst wenn alle Möglichkeiten ausgeschöpft sind, kann Kurzarbeit auch für Auszubildende in Frage 
kommen. 

Diese Option ist allerdings restriktiv zu handhaben. Auszubildende hätten in diesem Falle An-
spruch auf Zahlung der vollen Ausbildungsvergütung für mindestens 6 Wochen (BBiG § 19 (1)). 

 § 17 Vergütung und Mindestvergütung  
(1) »Ausbildende haben Auszubildenden eine angemessene Vergütung zu gewähren. Die Vergütung steigt 
mit fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jährlich, an. 

(2) Die Angemessenheit der Vergütung ist ausgeschlossen, wenn sie folgende monatliche Mindestvergü-
tung unterschreitet: 

1. Im ersten Jahr einer Berufsausbildung  
515 Euro, wenn die Berufsausbildung im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
begonnen wird, 

2. Im zweiten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 für das jeweilige Jahr, in dem die 
Berufsausbildung begonnen worden ist, zuzüglich 18 Prozent, 

3. Im dritten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 für das jeweilige Jahr, in dem die 
Berufsausbildung begonnen worden ist, zuzüglich 35 Prozent und 

4. Im vierten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 für das jeweilige Jahr, in dem die 
Berufsausbildung begonnen worden ist, zuzüglich 40 Prozent. 

Die Höhe der Mindestvergütung nach Satz 1 Nummer 1 wird zum 1. Januar, erstmals zum 1. Januar 2024, 
fortgeschrieben. Die Fortschreibung entspricht dem rechnerischen Mittel der nach § 88 Absatz 1 Satz Num-
mer 1 Buchstabe g erhobenen Ausbildungsvergütung im Vergleich der beiden dem Jahr der Bekanntgabe 
vorausgegangenen Kalenderjahre. Dabei ist der sich ergebene Betrag bis unter 0,50 Euro abzurunden so-
wie von 0,50 Euro an aufzurunden. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung gibt jeweils späte-
stens bis zum 1. November eines jeden Kalenderjahres die Höhe der Mindestvergütung nach Satz 1 Num-
mer 1 bis 4, die für das folgende Kalenderjahr maßgebend ist, im Bundesgesetzblatt bekannt. 

Die nach den Sätzen 2 bis 5 fortgeschriebene Höhe der Mindestvergütung für das erste Jahr einer Berufs-
ausbildung gilt für Berufsausbildungen, die im Jahr der Fortschreibung begonnen werden. Die Aufschläge 
nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 für das zweite bis vierte Jahr einer Berufsausbildung sind auf der Grundlage 
dieses Betrages zu berechnen. 

(3) Angemessen ist auch eine für den Ausbildenden nach § 3 Absatz 1 des Tarifvertragsgesetzes geltende 
tarifvertragliche Vergütungsregelung, durch die die in Absatz 2 genannte jeweilige Mindestvergütung unter-
schritten wird. Nach Ablauf eines Tarifvertrages nach Satz 1 gilt dessen Vergütungsregelung für bereits  
begründete Ausbildungsverhältnisse weiterhin als angemessen, bis sie durch einen neuen oder ablösen-
den Tarifvertrag ersetzt wird. 

(4) Die Angemessenheit der vereinbarten Vergütung ist auch dann, wenn sie die Mindestvergütung nach 
Absatz 2 nicht unterschreitet, in der Regel ausgeschlossen, wenn sie die Höhe der in einem Tarifvertrag  
geregelten Vergütung, in dessen Geltungsbereich das Ausbildungsverhältnis fällt, an den der Ausbildende 
aber nicht gebunden ist, um mehr als 20 Prozent unterschreitet. 

(5) Bei einer Teilzeitberufsausbildung kann eine nach den Absätzen 2 bis 4 zu gewährende Vergütung unter-
schritten werden. Die Angemessenheit der Vergütung ist jedoch ausgeschlossen, wenn die prozentuale Kür-
zung der Vergütung höher ist als die prozentuale Kürzung der täglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit. 

(6) Sachleistungen in Höhe der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch festgesetzten Sachbezugswerte angerechnet werden, jedoch nicht über 75 Prozent der Bruttovergü-
tung hinaus. 

(7) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist be-
sonders zu vergüten oder durch die Gewährung entsprechender Freizeit auszugleichen.«
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1.3.3.1    Lernziele, Lerninhalte und Lernbereiche 

1.3.3.1.1 Lern- und Arbeitsaufgaben sowie Lernziele           
Praktisches Anleiten setzt voraus, dass ein Lernziel bekannt ist und angestrebt wird. Am Anfang 
jeder Ausbildung, jedes Lehr-Lern-Prozesses steht die Frage, was der Auszubildende lernen 
soll. Diese Ziele bewusst anzustreben, setzt bei den Auszubildenden Lernbereitschaft und 
Selbstbewusstsein voraus. Grundlage hierfür sind das »Sich selbst bewusst sein«, die Unterstüt-
zung des Ausbilders und passende/angemessene Rahmenbedingungen. Ausbilder haben ferner 
dafür zu sorgen, dass die Auszubildenden vor einem neuen Ausbildungsabschnitt das zu errei-
chende Ziel als für sie bedeutsam erkennen, die neuen Sachverhalte und Arbeitsmittel kennen-
lernen und bereits bekannte Sachverhalte als Anknüpfungspunkte begreifen. 

Auszubildende sollen das Lernziel einer Unterweisung kennen und verinnerlichen, da dies 

•  zum Lernen und zur Lernzielerreichung motivieren kann. 
•  die Konzentration auf das Wesentliche fördert. 
•  die Voraussetzung für die spätere Selbstkontrolle ist. 

Ein sinnvolles didaktisches Vorgehen zur Lernzielerreichung sieht wie folgt aus: 

Lernziel festlegen ➞ Inhalte fixieren ➞ Methode auswählen ➞ Medien (Ausbildungsmittel) bestimmen 

Leitfragen rund um die Lernziele sind: 
 
Warum braucht man Lernziele? 

•  Lernziele geben Orientierung. Wer sein Lernziel nicht kennt, muss sich nicht wundern, wenn er 
irgendwo anders als erwartet ankommt.  

•  Lernziele streben eine Veränderung von Verhaltensweisen beim Auszubildenden an. 
•  Lernziele beschreiben das beobachtbare Endverhalten, welches durch den Lernprozess er-

reicht werden soll. 
•  Lernziele sollen/können motivieren. 
•  Lernziele ermöglichen dem Ausbilder, die Unterweisung klar zu strukturieren. 
•  Lernziele fördern die Konzentration auf das Wesentliche. 
•  Konkret formulierte Ziele (Soll-Werte) erlauben einen Vergleich mit den Ist-Werten und damit 

eine Rückmeldung für den Auszubildenden und den Ausbilder. Sie sind Grundlage für die spä-
tere Lernerfolgskontrolle. 

 
Was sind Lernziele? 

Lernziele beschreiben präzise das angestrebte (End-)Verhalten des Auszubildenden am Ende 
des Lehr-Lern-Prozesses.  
 
Was sind Anforderungen an Lernziele? 

Lernziele sind nur hilfreich, wenn sie bestimmten Anforderungen entsprechen. Hierzu zählen:  

•  Eine genaue Definition (Lernzielklarheit) liegt vor. 
•  Ein bekannter und angemessener Beurteilungsmaßstab für die Lernerfolgskontrollen ist vor-

handen. 
•  Angaben zu erlaubten/nicht erlaubten Hilfsmitteln sind vorhanden. 
•  Lernziele sind überprüfbar. 

Hilfreich bezogen auf die Lernzielkontrollen ist darüber hinaus die »Smart-Formel«, die fünf 
wesentliche Anforderungen an Lernziele beschreibt: 

   S pezifisch/Situationsbezogen 
   M essbar 
   A ktivierend/Aktionsbezogen/Ausführbar/Akzeptiert 
   R ealisierbar/Relevant/Realistisch 
   T erminiert 
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Eine besondere Rolle spielt die Lernzieloperationalisierung. 

In den Ausbildungsordnungen sind operationale Lernziele für die Lernerfolgskontrollen vorgege-
ben. Die Lernzieloperationalisierung hat die Aufgabe, eindeutige Formulierungen dafür zu liefern, 
welche Fertigkeiten, Fähigkeiten, Kenntnisse oder Verhaltensweisen der Auszubildende am En-
de des Lernprozesses beherrschen soll.   

Operationalisierte Lernziele beschreiben das beabsichtigte Verhalten bzw. die Leistung des Aus-
zubildenden am Ende des Lernprozesses und die Bedingungen, unter denen das Verhalten bzw. 
die Leistung des Auszubildenden beurteilt werden soll. Dies dient der Orientierung, der Eindeu-
tigkeit, dem Verständnis und der Lernerfolgskontrolle. 

Vorteile:    •  Schnelles Verständnis für das Lernziel. 
                •  Möglichkeit der Lernerfolgskontrolle. 

Nachteile: •  Wenig Spielraum für Ausbilder und Auszubildenden. 
                •  Nicht alle Lernziele lassen sich problemlos operationalisieren. 

Lernziele lassen sich nach den Kategorien Präzision, Lernbereiche, Beobachtbarkeit und 
Planbarkeit, Beabsichtigung (intentional), Zufälligkeit (funktional), Fachbezogenheit und Schwie-
rigkeitsgrad unterscheiden. Des Weiteren werden komplexere Lernziele in Unter- bzw. Teilziele 
untergliedert. 

 
1.3.3.1.2 Lernzielunterscheidungen 

 

 
Unterscheidung der Lernziele in der Präzision (Abstraktionsgrad): Richt-, Grob- und Feinlernziele. 
Die Hierarchie der Lernziele ist auch beim Umsetzen des Ausbildungsrahmenplans zu berücksich -
tigen. In den Ausbildungsordnungen sind operationale Lernziele als Grundlage für Lernerfolgskon-
trollen vorgegeben. 
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Richtlernziele  

Das Richtlernziel ist die Erlangung der beruflichen Handlungsfähigkeit. Es handelt sich um ab-
strakte und weitreichende offen formulierte, wenig konkrete Lernziele. Sie geben nur die allge-
meine Richtung des Lernziels an, ohne konkrete Inhalte und Verhaltensweisen zu definieren. 
Das Lernziel ist hier allgemein gehalten und nicht konkret vermittelbar. Dementsprechend wei-
sen Richtlernziele einen geringen Grad an Eindeutigkeit und Präzision auf. Sie sind mit umfas-
senden, unspezifischen Begriffen formuliert und schließen nur wenige Alternativen aus. Sie fin-
den sich im Ausbildungsberufsbild und Ausbildungsrahmenplan. 

Die Formulierung »Der Auszubildende soll das industrielle Rechnungswesen kennen«, nützt in 
der Praxis wenig. Es handelt sich um ein Richtlernziel mit einem niedrigen Grad an Eindeutigkeit, 
welches so nicht umsetzbar und überprüfbar ist. 
 
Groblernziele  

Eine Konkretisierung des Richtlernziels stellen Groblernziele mit einem mittleren Grad an Eindeu-
tigkeit dar. Sie geben eine vage Beschreibung des Verhaltens der Auszubildenden ohne Angaben 
des Beurteilungsmaßstabes. Ferner sind sie eindeutiger formuliert als die Richtlernziele und be-
ziehen sich auf überschaubare Inhalte des Lehr-Lern-Prozesses. Die in der sachlichen Gliede-
rung der Ausbildungsordnungen vorgegebenen Fertigkeiten und Kenntnisse sind Groblernziele. 
Kernqualifikationen sind Groblernziele, die verfeinert werden müssen. Sie stellen den Rahmen 
dar, in dem Unterweisungen zu gestalten sind. Aber auch Groblernziele lassen  viele Alternativen 
und Wege dorthin offen und  benötigen eine weitere Konkretisierung. Groblernziele sind – ebenso 
wie die Richtlernziele – in den Ausbildungsrahmenplänen als verbindliche Vorgaben zu finden. 

Ein konkretes Beispiel lautet: »Der Auszubildende soll das System der doppelten Buchführung 
beherrschen.« 

Die geringe Genauigkeit von Richt- und Groblernzielen erfordert das Ableiten von Feinlernzielen. 
 
Feinlernziele                                                                               

Für die Unterweisungsplanung, -durchführung und -kontrolle müssen konkrete, 
eindeutige und arbeitsplatzbezogene Ziele angegeben werden. Feinlernziele 
werden aus Groblernzielen abgeleitet und vom Ausbilder für die praktische 
Unterweisung konkretisiert. Sie stellen präzise und eindeutige Lernzielformulie-
rungen dar, sind auf Exaktheit ausgerichtet und beschreiben ein eindeutig for-
muliertes Verhalten. Sie können sinnvollerweise nicht mehr weiter zergliedert 
(operationalisiert) werden und bieten den höchsten Grad an Eindeutigkeit und Präzision. Ferner 
schließen sie Alternativen aus. 

Feinlernziele beschreiben somit das operationalisierte Lernziel, wobei das gewünschte Endver-
halten unter Angabe der Rahmenbedingungen konkret benannt ist. Dieses Endverhalten wird mit 
folgender Formulierung beschrieben: »Der Auszubildende soll ... richtig und selbstständig ... kön-
nen.« Bei den Lernzielformulierungen besteht allerdings häufig das Problem, geeignete Verben 
für das eindeutig beobachtbare Endverhalten zu finden. Alternative Vorschläge zur angemesse-
nen Formulierung sind: kennen, beherrschen, beschreiben, erklären, entwickeln, bohren, abrei-
ßen, kleben usw. (je nach Sachverhalt).  

Feinlernziele  

•  sind an die jeweilige Ausbildungseinheit anzupassen. 
•  weisen ein beobachtbares Endverhalten auf. 
•  können nur dann eine Motivationswirkung entfalten, wenn die Auszubildenden in den Zielen ei-

nen Sinn erkennen können. 
•  stellen die Grundlage für Lernerfolgskontrollen dar, da sie einen qualitativen Beurteilungsmaß-

stab enthalten. 
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Aufgabe 75 
Wie sieht es mit der Berufschulpflicht der Auszubildenden und den damit verbundenen Kosten aus?         (1) 

a)   Die Fahrtkosten vom Wohnort des Auszubildenden zur Berufsschule muss der Ausbildende 
übernehmen.                                                                                                                                                             � 

b)   Auch außerhalb der Berufsschulferien steht den Auszubildenden ein vierwöchiger Auslandsurlaub zu. � 

c)    Betriebliche Belange dürfen dem Schulbesuch grundsätzlich vorgezogen werden.                                    � 

d)   Nach dem Berufsschulbesuch ist eine Beschäftigung im Betrieb generell nicht mehr erlaubt.                  � 

e)   Sofern Teile der Berufsausbildung im Ausland durchgeführt werden, kann eine Freistellung 
vom Berufsschulunterricht beantragt werden.                                                                                                     � 

 
Aufgabe 76 
Wie sieht es mit der Organisation und der Berufsschulpflicht bei Blockunterricht aus?                                 (2) 

a)   Eine Blockunterrichtswoche darf maximal 30 Stunden betragen.                                                                    � 

b)   Bei einem planmäßigen Blockunterricht von von mindestens 25 Stunden an mindestens fünf Tagen  
in einer Woche können zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stunden 
für jugendliche Auszubildende anberaumt werden.                                                                                            � 

c)    Der Auszubildende kann wählen, ob er lieber Blockunterricht oder Teilzeitunterricht möchte.                   � 

d)   Blockunterricht in der Berufsschule gibt es nur im kaufmännischen Bereich.                                                � 

e)   Auf die Arbeitszeit werden Berufsschulwochen mit 25 Stunden nach dem Jugendarbeitschutzgesetz 
für Jugendliche mit der durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit angerechnet.                                    � 

 
Aufgabe 77 
Wie sieht es mit den Pausenregelungen bei Jugendlichen aus?                                                                    (2) 

a)   Als Ruhepause gilt eine Arbeitsunterbrechnung von mindestens fünf Minuten.                                            � 

b)   Länger als vier Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.                                � 

c)    Als Ruhepause gilt eine Arbeitsunterbrechung von mindestens 15 Minuten.                                                � 

d)   Die Gesamtpausendauer an einem Arbeitstag mit mehr als sechs Stunden muss 45 Minuten  
betragen.                                                                                                                                                                    � 

e)   Die Gesamtpausendauer an einem Arbeitstag mit mehr als sechs Stunden muss 60 Minuten  
betragen.                                                                                                                                                                    � 

f)    Die Pausenregelungen sind altersunabhängig und gelten für alle Auszubildenden gleich.                         � 

 
Aufgabe 78 
Ihr Unternehmen ist mit den öffentlichen Verkehrsmitteln schwer erreichbar. Nach einem Vorstellungs -
gespräch reicht Ihnen die Bewerberin eine Taxiquittung für die Anreise ein. Wie haben Sie damit  
umzugehen?                                                                                                                                                   (1) 

a)   Sie müssen die Kosten nicht tragen.                                                                                                                     � 

b)   Sie müssen 50 % der Kosten tragen.                                                                                                                    � 

c)    Sie haben die Kosten zu tragen, sofern Sie im Vorfeld die Kostenübernahme nicht ausgeschlossen  
haben.                                                                                                                                                                        � 

d)   Die Kosten hat die Agentur für Arbeit zu tragen.                                                                                                 � 

e)   Die Kosten hat die zuständige Stelle zu tragen.                                                                                                 � 

f)    Sie müssen 25 % der Kosten tragen.                                                                                                                    � 

Ausgangssituation zu den Aufgaben 75–80 

Als neue Ausbildungsleiterin besuchen Sie zur Vorbereitung auf die neue Tätigkeit ein Seminar zum Be-
rufsbildungsrecht, bei dem es auch um das Jugendarbeitschutzgesetz, das Betriebsverfassungsgesetz 
und das Mutterschutzgesetz geht. Nach dem Seminar können Sie die neuen Erkenntnisse im Betrieb um-
setzen.
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Aufgabe 79 
Welche Angaben zur täglichen bzw. wöchentlichen Arbeitszeit sowie Schichtzeit jugendlicher  
Auszubildener sind möglich?                                                                                                                          (2) 

a)   Eine Samstagsbeschäftigung ist in allen Branchen ohne Ausnahmen generell verboten.                          � 

b)   Die ununterbrochene Freizeit nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit beträgt mindestens 14 Stunden.  � 

c)    In der Gastronomie darf die Schichtzeit 11 Stunden nicht überschreiten.                                                      � 

d)   Die normale tägliche Arbeitszeit beträgt sieben Stunden, freitags allerdings acht Stunden.                      � 

e)   Die maximale tägliche Arbeitszeit beträgt neun Stunden.                                                                                 � 

f)    In der Gastronomie können jugendliche Auszubildende jeden Samstag eingesetzt werden.                     � 

 
Aufgabe 80 
Ihr 17-jähriger Auszubildender wird als Bäckereifachverkäufer ausgebildet. Seine Arbeitszeit beginnt um  
6 Uhr. Welche Angaben zu dessen Pausenregelungen treffen zu?                                                                (2) 

a)   Seine erste Pause hat spätestens um 10.30 Uhr zu erfolgen.                                                                          � 

b)   In Ausnahmefällen darf seine Pausenzeit pro Arbeitstag nur 45 Minuten betragen.                                    � 

c)    Seine erste Pause hat spätestens um 11 Uhr zu erfolgen.                                                                               � 

d)   Er hat Anspruch auf 60 Minuten Pause pro Arbeitstag.                                                                                     � 

e)   Seine Pausen können an den Anfang des Arbeitstages gelegt werden.                                                        � 

f)    Seine Pausen können ans Ende des Arbeitstages gelegt werden.                                                                 � 

 
 

Zweiter Aufgabensatz mit Kontrollaufgaben (Lösungen auf Seite 372) 
 

 
Aufgabe 1 
Da das Verhältnis mit dem Betriebsrat nicht das Beste ist, wollen Sie sicher sein, in welchen  
Bereichen seine Zustimmung vorliegen muss. In welchen der folgenden Bereiche ist dies der Fall?            (4) 

a)   Als Einstellungskriterium wollen sie einen Realschulabschluss festlegen.                                                    � 

b)   Da erstmals ausgebildet werden soll, muss der Betriebsrat diesem Vorhaben zustimmen.                        � 

c)    Sie möchten bevorzugt Mitarbeiterkinder einstellen.                                                                                          � 

d)   Sie möchten einen selbst erstellten Einstellungstest verwenden.                                                                    � 

e)   Sie als Ausbilder sind für das Auswahlverfahren zuständig.                                                                             � 

 
Aufgabe 2 
Welche Aktivitäten setzen Sie ein, um geeignete Bewerber erreichen zu können?                                       (3) 

a)   Sie greifen auf das Internet zurück und platzieren ein Stellenangebot z. B. auf der Homepage  
der Agentur für Arbeit.                                                                                                                                             � 

b)   Sie bitten den Ausbildungsberater der IHK um Unterstützung.                                                                        � 

c)    Sie sprechen in erster Linie Mitarbeiter an, ob in ihrem Verwandten- bzw. Freundeskreis mögliche  
Bewerber zu finden sind.                                                                                                                                         � 

d)   Sie geben aussagekräftige Stellenanzeigen in der regionalen Tagespresse auf.                                         � 

e)   Sie kontakten die Agentur für Arbeit und bitten diese um Unterstützung bei der Ausbildungsvermittlung.    � 

f)    Sie kontakten das Kultusministerium und bitten um Unterstützung.                                                                � 

Ausgangssituation zu den Aufgaben 1–23 

Ihr Betrieb, die Eintracht AG mit 200 Mitarbeitern und einem Betriebsrat, will zum 1. August dieses Jahres 
erstmals vier Auszubildende im Beruf Kaufmann/Kauffrau für Spedition und Logistikdienstleistung ausbil-
den. Sie sind für die Auswahlmaßnahmen und Formalitäten rund um die Ausbildungsverträge sowie die 
Planung der Ausbildung zuständig.
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